
WA 1

FHmax =
10,0 m

2 Wo
WA

E
WHmax = 

4,25 m
o

42-48°SD

0,6

II

WHmax 
Ga=3,0 m

FHmax =
9,0 m

2 Wo
WA

E/D
WHmax = 

4,75 m
o

10-22°PD

0,6

II

WHmax 
Ga=3,0 m

FHmax =
10,0 m /

2 Wo
WA

E/D
WHmax = 

4,25 m 
o

42-48°SD 

0,6

II

WHmax 
Ga=3,0 m

FHmax =
9,0 m

2 Wo
WA

WHmax = 
4,75 ma

10-22°PD

0,70,35

II

WHmax 
Ga=3,0 m

FHmax = 
11,5m

WHmax 
Ga=3,0 m

WA

E/H
WHmax = 

7,0 m
o

10-22°PD

0,9

III

WA 2 WA 3 WA 4 WA 5

I  Festsetzungen / nachrichtliche Übernahmen
   durch Planzeichen

Nutzungsschablonen

Art der 
baulichen 
Nutzung

max.
Wandhöhe
Gebäude

max. 
Zahl der 
Vollge-

schosse

max.
Grund-

flächenzahl

max.
Geschoss-
flächenzahl

Dachform
Dach-

neigung

max. 
Wandhöhe

Garage

Bauweise

max.
Firsthöhe
Gebäude

8  Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a, 25b und Abs. 6 BauGB)

Anpflanzen von standorttypischen Bäumen ohne Standortbindung 

10  Sonstige Planzeichen

Umgrenzung der Flächen für (Tief-) Garagen, Carports und deren Zufahrten

II  Hinweise durch Planzeichen

vorgeschlagene Flurstücksgrenze

bestehende Flurstücksgrenze

bestehende Flurstücksnummer

vorgeschlagene Gebäudestellung

bestehende Gebäudestellung

Bemaßung in Metern
6,00

Höhenlinien / bestehendes Gelände

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

keine Anbauten, Querbauten, Zwerchgiebel oder Wintergärten an den nach außen gerichteten 
Fassaden zulässig (siehe Pkt. III.12.1der textlichen Festsetzungen)X

Anpflanzen von standorttypischen Bäumen mit Standortbindung auf den privaten Grundstücken
Lage kann in Relation zu den tatsächlichen Grundstücksgrenzen entlang der Straße verschoben werden

A1 und A2: Herstellung einer strauchreichen Magerwiese, Deckung der Strauchgruppen: 15%
(siehe Pkt. III.19.4)

freizuhaltende Sichtdreiecke (3,0 m / 70,0 m) gemäß Art. 26 BayStrWG

Abgrenzung unterschiedlichen Maßes der baulichen Nutzunginnerhalb des WA
hier: siehe Nutzungsschablonen

718/2

Ausgleichsflächen i.S. des BNatSchG
(siehe Pkt. III.19.4)A 1-2

7  Flächen für die Landwirtschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB und Abs. 6 BauGB)

Fläche für die Landwirtschaft

Bauliche oder sonstige technische Vorkehrungen zur Vermeidung oder Minderung von 
schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG
hier: passive Lärmschutzmaßnahmen (siehe Pkt. III.17.1+2 der textlichen Festsetzungen)

F

0,350,350,350,35

Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO (siehe Pkt. III.1.1der textlichen Festsetzungen)
mit Beschränkung der Zahl der Wohnungen auf 2 je Wohngebäude

1  Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1, 6 und Abs. 6 BauGB i.V.m. §§ 1-15 BauNVO)

WA

2  Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1und Abs. 6 BauGB i.V.m. §§ 16 - 21a BauNVO)

maximal zulässige Grundflächenzahl
0,35

maximal zulässige Geschossflächenzahl
0,6

maximal zwei Vollgeschosse
II

maximal zulässige Wandhöhe über FOK Ergeschoss /
maximal zulässige Firsthöhe über FOK Erdgeschoss 
(siehe Pkt. III.4.1, 4.2 und 4.3 der textlichen Festsetzungen)

WHmax/
FHmax

2 Wo

3  Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 6 BauGB i.V.m. §§ 22 - 23 BauNVO)

offene Bauweise (o) - nur Einzelhäuser / Doppelhäuser / Hausgruppen zulässig
abweichende Bauweise (a)

o/a
E/D/H

Baugrenze (siehe Pkt. III.3.2 der textlichen Festsetzungen)

Hauptfirstrichtung, zwingend für Hauptgebäude

4  Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

öffentliche Straßenverkehrsfläche 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung
hier: öffentliche Parkplatzfläche

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung
hier: öffentlicher Fuß- und Radweg

Straßenbegrenzungslinie

F&R

P

6  Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

öffentliche Grünfläche

Bushaltestelle
H

private Grünfläche

Zweckbestimmung: Spielplatz
Lagemäßig innerhalb der Grünfläche verschiebbar

5  Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und 
Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

Zweckbestimmung Abfall
hier: Wertstoffsammelstelle

Zweckbestimmung Abwasser
hier: Flächen für Regenrückhaltebecken und Regenwassermulden

Zweckbestimmung Elektrizität
hier: Trafostation

FHmax = 
9,0 m

WHmax 
Ga=3,0 m

WA

D/H
WHmax = 

7,0 m
o

10-22°PD

0,7

II

WA 6

0,35

Bauliche oder sonstige technische Vorkehrungen zur Vermeidung oder Minderung von 
schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG
hier: passive Lärmschutzmaßnahmen (siehe Pkt. III.17.3+4 der textlichen Festsetzungen)

S 1+2

9  Regelungen für die Stadterhaltung und für den Denkmalschutz
(§ 9 Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Bereichen die dem Denkmalschutz unterliegen / mit Bodendenkmälern
(siehe Pkt. III.18.1 der textlichen Festsetzungen)

311

TiefgarageTG

Ein- bzw. Ausfahrt - ohne Standortbindung

1. Änderung
Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan

S 16  "Spardorf - West"     

GOP
gez. / Datum

Maßstab
Plan-Nr.
Plan-Pfad

1 : 1000KV  - 10.12.2013BBP
gez. / Datum

III  Textliche Festsetzungen / nachrichtliche Übernahmen
1 Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB  i.V.m. §§ 1-15 BauNVO)
1.1 Das Plangebiet wird als Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. 

Folgende Arten gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässiger baulicher Nutzungen werden 
ausgeschlossen: 
- Gartenbaubetriebe und 
- Tankstellen.

2 Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16-21a BauNVO)

2.1 Im WA gelten die in der jeweils gültigen Nutzungsschablone festgeschriebenen Maße / Werte.

3 Bauweise / Abstandsflächen / Hauptfirstrichtung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 22, 23 BauNVO und Art. 6 BayBO)

3.1 Im WA wird je nach zugeordneter Nutzungsschablone eine offene Bauweise (o) für Einzelhäuser (E) mit maximal 
zwei Wohneinheiten, Einzelhäuser (E) mit mehreren Wohneinheiten, Doppelhäuser (D) oder Hausgruppen (H) 
festgesetzt.
In der abweichenden Bauweise (a) ist die Errichtung der Häuser als Kettenhäuser (abwechselnd Wohnhaus / 
Garage) ohne seitlichen Grenzabstand vorzusehen.

3.2 Bei Pultdachhäusern ist der Hauptfirst im Süden (Dach nach Norden geneigt) bzw. Westen (Dach nach Osten 
geneigt) vorzusehen.

3.3 Die Baugrenzen beinhalten keine Abstandsflächenregelung. 
Es sind die Abstandsflächen des Art. 6 BayBO einzuhalten.

3.4 Die im Planblatt vorgeschriebene Hauptfirstrichtung für Hauptgebäude kann im Bereich zwischen 
Kornblumenweg und Grünzug östlich des F&R 5 bis maximal parallel zur Erschließungsstraße (Kornblumenweg) 
gedreht werden.

4 Höhenlage und Höhe baulicher Anlagen, Anschluss an das natürliche Gelände 
(§ 9 Abs. 2 und Abs. 4 BauGB i.V.m. §§ 16, 18 BauNVO)

4.1 Die Wandhöhe der Hauptgebäude (gemessen an der Traufseite) darf maximal die in der jeweils gültigen 
Nutzungsschablone angegebene Höhe über dem Fertigfußboden im Erdgeschoss (FOK=0,00 m) liegen.

4.2 Die Wandhöhe der Garagen / Carports gemessen an der Traufseite darf maximal 3,00 m über der natürlichen 
Geländeoberfläche liegen.

4.3 Die Firsthöhe der Hauptgebäude darf maximal das in der jeweils gültigen Nutzungsschablone angegebene Maß 
über  FOK aufweisen. 

4.4 Die FOK darf am der jeweiligen Erschließungsstraße zugeordneten Schnittpunkt Wand / Gelände im Mittel 
maximal 0,40 m über der natürlichen Geländeoberfläche liegen.  

4.5 Für den Bereich zwischen Kornblumenweg und dem Grünzug darf die FOK am höchsten Schnittpunkt Wand / 
Gelände nur maximal 0,40 m über der Fahrbahnoberkante der angrenzenden Erschließungsstraße liegen.

Gemeinde Spardorf Landkreis Erlangen-Höchstadt

Planungsbüro Vogelsang 
Glockenhofstr. 28
90478 Nürnberg
Tel.: 0911/3669701
Fax: 0911/3669702
nuernberg@vogelsang-plan.de
www.vogelsang-plan.de

Landschaftsplanung Klebe         
Glockenhofstr. 28
90478 Nürnberg
Tel.: 0911/331996
Fax: 0911/331968
info@landschaftsplanung-klebe.de
www.landschaftsplanung-klebe.de

Verfahrensvermerke

Der Gemeinderat Spardorf hat in der Sitzung vom 10.12.2013 die 1. Änderung des Bebauungsplans mit integriertem 
Grünordnungsplan S 16 "Spardorf - West" im Vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB beschlossen.
Der Änderungsbeschluss wurde am 20.12.2013 im Amtsblatt Nr. 26/2013 ortsüblich bekannt gemacht.

Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplans in der Fassung vom 10.12.2013 wurde mit der Begründung gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 07.01.2014 bis einschließlich 07.02.2014 öffentlich ausgelegt.
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 20.12.2013 im Amtsblatt Nr. 26/2013 ortsüblich bekannt gemacht.

Zu dem Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplans in der Fassung vom 10.12.2013 wurden die Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 21.12.2013 bis 07.02.2014 beteiligt.

Die Gemeinde Spardorf hat mit Beschluss des Gemeinderates vom 25.02.2014 die 1. Änderung des Bebauungsplans mit 
integriertem Grünordnungsplan S 16 "Spardorf - West" in der Fassung vom 10.12.2013 als Satzung beschlossen.

Spardorf, den ............... ...............
H ö h l e i n
1. Bürgermeister

Ausgefertigt

Spardorf, den ............... ...............
H ö h l e i n
1. Bürgermeister

Der Satzungsbeschluss zu der 1. Änderung des Bebauungsplans mit integriertem Grünordnungsplan S 16 "Spardorf - West"
wurde am 14.03.2014 gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB im Amtsblatt Nr. 06/2014 ortsüblich bekannt gemacht
Die 1. Änderung des Bebauungsplans mit integriertem Grünordnungsplan S 16 "Spardorf - West" ist damit in Kraft getreten.

Spardorf, den ............... H ö h l e i n
1. Bürgermeister

in Zusammenarbeit mit:

13 Dächer
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO)
13.1Es ist je nach zugeordneter Nutzungsschablone die Errichtung von Satteldächern mit einer Dachneigung von 

42 bis 48° bzw. von Pultdächern mit einer Dachneigung von 10° bis 22° vorgesehen.
13.2Die Dachflächen der Hauptgebäude sind aus roten bis rotbräunlichen unglasierten und nicht glänzenden 

Dachformsteinen zu gestalten. 
Alternativ dazu sind auch anthrazitfarbene (z.B. RAL: 7010, 7013, 7016, 7022, 7024, 7039, 7043) unglasierte 
und nicht glänzende Dachformsteine auf Dächern zulässig, die mit Solar- / Photovoltaikmodulen belegt 
werden.
Alternativ sind die Dachflächen zu begrünen.

13.3Dachaufbauten sind in Form von Schleppdach- oder Flachdachgauben auszuführen.
Bei Satteldächern sind auch Satteldachgauben zulässig.

13.4Die Gesamtbreite der einzelnen Gauben einer Dachseite darf maximal 2/3 der Trauflänge dieser Dachseite 
aufweisen. 

13.5Die Höhe einer Gaubenwand (Hauptdacheinschnitt bis äußerem Schnittpunkt Wand/Dachhaut) darf 
maximal 1,50 m betragen.

13.6Der Abstand zwischen zwei Gauben muss mindestens 1,00 m; der Abstand zwischen Gaube und Ortgang 
mindestens 1,25 m betragen.

13.7Der Abstand vom First muss mindestens 1,00 m betragen; die Traufe des Hauptgebäudes muss bei 
Dachgauben durchgängig sein. Die Traufe des Querbaus / Zwerchhauses soll die gleiche Höhe aufweisen 
wie die Traufe des Hauptdaches.

13.8Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen auf Dächern sind zu einheitlichen geordneten Elementen 
zusammenzufassen und müssen die Neigung des Daches aufnehmen.

13.9Die Dächer der Garagen / Carports, Nebengebäude und Nebenanlagen sind in Neigung, Material und Farbe 
dem Dach des Hauptgebäudes anzugleichen. 
Alternativ können sie als begrüntes Flachdach bzw. begrüntes flachgeneigtes Pultdach ausgebildet werden.

13.10Die Dächer von Anbauten, Querbauten, Zwerchgiebeln und Wintergärten sind als Flach- oder 
flachgeneigte Pultdächer zu gestalten. Bei Satteldächern beim Haupthaus sind sie auch als Satteldach 
zulässig.
Sie sind in Material und Farbe dem Dach des Hauptgebäudes anzugleichen. 
Alternativ können sie begrünt werden. Wintergärten dürfen auch mit einem Glasdach versehen werden.

13.11Dacheinschnitte sind unzulässig.

IV  Textliche Hinweise
1 Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser
Auf den privaten Grundstücken soll das anfallende unverschmutzte Oberflächenwasser von den Dächern, den 
Zufahrten, Stauräumen auf dem jeweiligen Grundstück zurückgehalten (z.B. in Zisternen) und einer 
Brauchwassernutzung (z.B. Gartenbewässerung, Toilettenspülung) zugeführt werden.
Der Überlauf der Anlage zur Rückhaltung ist an den Regenwasserkanal anzuschließen.
Bei der Verwendung des Oberflächenwassers als Brauchwasser sind die Trinkwasserverordnung und die DIN 
1988 - technische Regeln für Trinkwasserinstallation - zu beachten.
Regenwassernutzungsanlagen sind nach § 13 Abs. 3 Trinkwasserverordnung der Kreisverwaltungsbehörde - 
Abteilung Gesundheit - anzuzeigen.
Die Zuleitungen und offenen Gräben zu Ableitung des Oberflächenwassers sind von den jeweiligen Eigentümern 
dauerhaft zu pflegen und in Stand zu halten.

2 Grundwasser
Wird während der Baumaßnahme Grundwasser freigelegt, ist dies gemäß Art. 34 BayWG umgehend der 
Kreisverwaltungsbehörde anzuzeigen.

3 Geruchsimmissionen
Die von den angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen ausgehenden Immissionen sind im gesetzlichen 
Rahmen und entsprechend den Ausführungsvorschriften im Sinne einer geordneten landwirtschaftlichen Nutzung 
von den Bewohnern als Bestand zu dulden.

5 Nebenanlagen, Nebengebäude 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4, 22 und Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO)

5.1 Nebenanlagen / -gebäude auf dem Grundstück dürfen eine Gesamtnutzfläche von maximal 12,00 m² nicht 
überschreiten. 
Kellerersatzräume / Räume zur Unterbringung der Heizung dürfen zusätzlich errichtet werden bzw. durch diese 
darf die o.g. Größe überschritten werden.

6 Garagen, Carports deren Zufahrten sowie Stellplätze 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4, 22 und Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO)

6.1 Garagen und Carports sind nur in den dafür eingezeichneten Flächen zulässig.
6.2 Vor Garagen oder Carports ist ein mindestens 0,50 m Abstand zur öffentlichen Verkehrsfläche einzuhalten. An 

den Seiten, die nicht der Einfahrt in die Garagen / Carport dienen, ist dieser Abstand bzw. die Wand / Seite der 
baulichen Anlage zu begrünen.

6.3 Die Zufahrten, Stellplätze und Wege sind wasserdurchlässig auszuführen (z.B. Schotterrasen, 
Rasengittersteine, Pflaster mit Rasenfuge, Drainpflaster o.ä.)

6.4 Die Stellplatzsatzung der Gemeinde Spardorf ist zu beachten.
6.5 Die Errichtung von Garagen und Nebenanlagen aus Wellblech oder in ähnlich leichter Bauweise ist untersagt.
6.6 Aneinander gebaute Garagen sind in Höhe und Dachform / -neigung gleich zu gestalten.

7 Umgrenzung der Flächen die von der Bebauung freizuhalten sind 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB i.V.m. § 9 FStrG)

7.1 Die Bereiche der Sichtdreiecke sind von sichtbehindernden Gegenständen aller Art, auch Anpflanzungen mit 
einer Endhöhe von mehr als 0,80 m über der angrenzenden Fahrbahnoberkante, freizuhalten, soweit sie das 
Baugrundstück überdecken.

7.2 Die Pflanzung von Bäumen ist zulässig, wenn diese einen Kronenansatz von mindestens 2,20 m aufweisen.

8 Verkehrsflächen, Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

8.1 Die öffentlichen Parkplatzflächen und die Fuß- und Radwege mit der Nr. 3 sind wasserdurchlässig auszuführen 
(z.B. Schotterrasen, Rasengittersteine, Pflaster mit Rasenfuge, Drainpflaster o.ä.). 

8.2 Bei der Herstellung des Straßenkörpers ist von den Grundstückseigentümern damit zu rechnen / zu dulden, 
dass eine durchgängige Rückenstütze (zum Halt des straßenrandlichen Bord- oder Leistensteines) sowie deren 
Schotterbett ca. 30 cm unterirdisch in das Grundstück hineinragen. Diese dürfen im Zuge der Bebauung und 
Gestaltung der Grundstücke nicht beschädigt werden.

9 Führung von Versorgungsanlagen und -leitungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 6 BauGB)

9.1 Sämtliche Ver- und Entsorgungsleitungen im Baugebiet sind unterirdisch zu verlegen.

10 Flächen für die Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung und Versickerung von 
Niederschlagswasser 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und Abs. 6 BauGB)

10.1Im Baugebiet sind die unverschmutzten Oberflächenwasser aus den Grundstücken an das öffentliche 
Trennsystem anzuschließen.

11 Wasserflächen und Flächen für die Regelung des Wasserabflusses 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6 BauGB)

11.1Im gesamten Baugebiet sind die Keller der Gebäude wasserdicht (als „weiße Wannen“) herzustellen.
11.2Es ist nicht zulässig, Grundwasser der Grundstücke durch Drainagen, Sickerlagen o.ä. abzuleiten. 

12 Anbauten, Querbauten, Zwerchgiebel, Wintergärten
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO)

12.1Anbauten, Querbauten, Zwerchgiebel und Wintergärten sind an den Gebäudeseiten nach Norden im 
westlichen Bauabschnitt (in den mit einem X gekennzeichneten Gebäuden) unzulässig. 

12.2In den übrigen Bereichen sind sie mit einem maximalen Vorsprung zur Fassade von 3,00 m und
mit einer maximalen Gesamtbreite von 1/2 der jeweiligen Fassadenwandlänge des Haupthauses zulässig. 

12.3Davon unberücksichtigt bleiben untergeordnete Bauteile wie z.B. Balkone.

17.4In den im Planblatt mit einem S 2 gekennzeichneten Baufenstern dürfen keine Immissionspunke an den dem 
Festplatz zugewandten Seiten der Wohngebäude (Fassadenrichtungen Nordosten, Norden, Nordwesten) 
errichtet werden. Dafür sind sämtliche zu öffnenden Fassadenöffnungen zu Wohn- und Aufenthaltsräumen 
oder zu mit diesen verbundenen Räumen (z.B. Flure, Dielen oder Treppenbereiche innerhalb von 
Wohnungen) auf die lärmabgewandten Seiten (Richtungen Südosten. Süden und Südwesten) zu legen. 
An den lärmzugewandten Gebäudeseiten dürfen Fassadenöffnungen zu Wohn- und Aufenthaltsräumen oder 
zu mit diesen verbundenen Räumen nur zu Belichtungszwecken (mit Festverglasung) eingebaut werden.

18 Bodendenkmäler
(§ 9 Abs. 6 BauGB)

18.1In den im Planblatt gekennzeichneten Bereichen die dem Denkmalschutz unterliegen / mit Bodendenkmälern 
ist vor Baubeginn eine Erlaubnis nach Art. 7 DSchG beim Landratsamt (Untere Denkmalschutzbehörde) 
einzuholen. Dafür ist mit Beginn der Erschließungsarbeiten eine Sondierung unter Aufsicht des Bayerischen 
Landesamtes für Denkmalschutz durchzuführen.

19 Grünordnung
19.1Öffentliche Grünflächen

Für die Bäume im öffentlichen Straßenraum der Erschließungsstraßen ist entsprechend der Pflanzenliste 
(siehe Begründung) je eine Art pro Straßenzug aus der Sparte Straßenbäume auszuwählen.
Die Bäume entlang der Nord-Südachse sind zusätzlich aus der Wuchsklasse I auszuwählen.
Die festgesetzten Bäume mit Pflanzbindung auf privatem Grund sind ebenfalls, soweit sie an den 
Straßenraum angrenzen, entsprechend der Pflanzenliste (siehe Begründung) mit je einer Art pro Straßenzug 
aus der Sparte Straßenbäume (S) auszuwählen. Entlang der Straßen können sie je nach tatsächlicher Lage 
der Grundstücksgrenzen und Zufahrten parallel zur Straße verschoben werden. 
Die festgesetzten Anpflanzungen sind artenentsprechend zu erhalten, langfristig zu pflegen und bei Abgang 
entsprechend der Artenliste und der Pflanzgrößen fachgerecht nachzupflanzen.
Die feuchten Mulden im Bereich der Oberflächenwasserableitung in der öffentlichen Grünfläche des Talzuges 
sind durch Mahd (1x pro Jahr ab Ende Juni) und Abfuhr des Mahdgutes extensiv zu pflegen und langfristig zu 
erhalten. 
In Spielbereichen sind nur ungiftige Pflanzen entsprechend der Pflanzenliste (siehe Begründung) zulässig.
In der Ausgleichsfläche (A1 und A2) am Waldrand ist ein landwirtschaftlicher Pflegeweg als Wiesenweg mit 
einer Breite von 3,0 m vorzusehen und dauerhaft zu erhalten.

19.2Gestaltung der nicht überbaubaren Grundstücksflächen
Alle Flächen auf den Baugrundstücken, die nicht durch Gebäude, Terrassen, Wege, Zufahrten oder 
Stellplätze in Anspruch genommen werden, sind als Vegetationsflächen gärtnerisch zu gestalten und 
dauerhaft zu pflegen. Die Art der Pflanzmaßnahmen ist dem Planblatt zu entnehmen.
Pro 500m² Grundstücksfläche ist ein Baum der Wuchsklasse I oder II (siehe Pflanzenliste in der Begründung) 
zu pflanzen. Die mit Pflanzbindung festgesetzten Bäume auf den privaten Flächen werden dabei 
angerechnet.

Die 0,50m breiten Pflanzstreifen entlang der Garagen sind mit einer Wandbegrünung gemäß Pflanzenliste 
(siehe Begründung) zu versehen. Für die notwendigen Rankhilfen, und Pflege bzw. Schnitt entsprechend der 
Pflanzenarten ist Sorge zu tragen.
Für die Begrünung von Flachdächern und flach geneigten Dächern von Nebenanlagen, Nebengebäuden und 
Garagen / Carports wird eine extensive Dachbegrünung in Mehrschichtenbauweise mit 8 cm starker 
strukturstabiler Vegetationsschicht empfohlen.19.3 Sonstige grünordnerische Festsetzungen
Für die Maßnahmen und den Bestand auf den öffentlichen und privaten Flächen gilt, dass die Anpflanzungen 
artenentsprechend zu pflegen, zu erhalten und bei Abgang entsprechend der Pflanzenliste (siehe 
Begründung) nachzupflanzen sind.
Mindestqualität der Pflanzen: Güteklasse A, Bund deutscher Baumschulen;
Mindestpflanzgrößen der Pflanzen:
- Bäume/Hochstämme: 3x verpflanzt, mit Ballen, Stammumfang 18-20 cm bei Wuchsklasse I, Stammumfang
  16-18 cm bei Wuchsklasse II;
- Sträucher für Hecken und Privateingrünung: 2x verpflanzt, mit Ballen, Höhe 60-100/100-150 cm
- Ranker: Topfware mit 3-4 Trieben.

19.4Ausgleichsflächen / Ausgleichsmaßnahmen
Den Eingriffsgrundstücken im Geltungsbereich des Bebauungsplans mit den Eingriffsflächen von insgesamt 
59.530 m² werden zugeordnet die Ausgleichsflächen: 
im Geltungsbereich:
A 1 mit den Flurnummern TF 85, TF 86/3, TF 86, alle Gemarkung Spardorf und den Maßnahmen: extensive, 
alle 2 Jahre zweimal zu mähende, strauchreiche Magerwiese (Strauchgruppen: ca. 15% der Fläche) mit 
Wiesenweg und partieller Waldrandbepflanzung und einer Flächengröße von 6.992 m² (Anrechnung zu 100 
%); alternativ kann diese Fläche als magere, strauchreiche Weide (Schafbeweidung) genutzt werden.

A 2 mit der Flurnummer TF 101 Gemarkung Spardorf und den Maßnahmen: extensive, alle 2 Jahre zweimal 
zu mähende, strauchreiche Magerwiese (Strauchgruppen: ca. 15% der Fläche) mit Wiesenweg und partieller 
Waldrandbepflanzung und einer Flächengröße von 4.778 m² (Anrechnung zu 100 %); alternativ kann diese 
Fläche als magere, strauchreiche Weide (Schafbeweidung) genutzt werden.

Und die Ausgleichsflächen außerhalb des Geltungsbereiches (=Zuordnungsfestsetzung):
A 3 mit der Flurnummer TF 360 Gemarkung Spardorf, einer Flächengröße von 12.370 m² und den 
Maßnahmen: Umwandlung von Acker in extensive Wiesen, Schaffung einer Feuchtmulde und einzelner 
Bachbettaufweitungen am Graben. Hiermit erfolgt der Hinweis, dass bei Grabearbeiten auf dieser Fläche auf 
ein verlegtes Kabel achtzugeben ist. Die Fläche ist durch Mahd 1x pro Jahr ab Ende Juni (Abfuhr des 
Mahdgutes) und im Bereich der Feuchtmulde durch Mahd alle 2 Jahre (Abfuhr des Mahdgutes) und 
Entfernung des Gehölzaufwuchses extensiv zu pflegen. Der südliche Bereich der Ausgleichsfläche ist mit 
Obstbäumen zu bepflanzen (Arten und Sorten gemäß Vorschlag Pflanzenliste in der Begründung). 

Die Ausgleichsmaßnahmen sind im Einzelnen in der Begründung zum Bebauungs- und Grünordnungsplan 
beschrieben.

Die Gemeinde Spardorf erlässt aufgrund

diese 1. Änderung des Bebauungsplans mit integriertem Grünordnungsplan, bestehend aus 
den Festsetzungen durch Planzeichen und den textlichen Festsetzungen, in der Fassung 
vom 10.12.2013 als Satzung.
Gleichzeitig treten frühere planungsrechtliche Festsetzungen, die dieser Satzung 
entsprechen oder widersprechen, außer Kraft.
Alle weiteren Inhalte des rechtsverbindlichen Bebauungsplans S 16 "Spardorf - West" mit 
integriertem Grünordnungsplan behalten weiterhin ihre Gültigkeit.

des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004, zuletzt 
geändert durch Art. 1 Gesetz zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden und 
weiteren Fortentwicklungen des Städtebaurechts vom 11.06.2013;

a)

der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990, 
zuletzt geändert durch Art. 2 Gesetz zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und 
Gemeinden und weiteren Fortentwicklungen des Städtebaurechts vom 11.06.2013;

b)

der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.08.2007, 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.04.2013;

der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (BayGO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22.08.1998, zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.07.2012;

d)

des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29.07.2009, zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.08.2013; und
des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.02.2011, zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.04.2013; sowie

e)

c)

des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24.02.2010, zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.07.2013;

f)

14 Fassaden
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO)

14.1Alle Gebäude sind mit einem Außenputz oder Sichtmauerwerk zu versehen. Auffallend gemusterter Putz ist 
unzulässig. Davon ausgenommen sind Holzfassaden. Eine Holzverschalung in Holzhüttencharakter ist 
unzulässig.
Zur Gliederung der Baukörper sind Holz, helles Sichtmauerwerk und Sichtbeton zugelassen.
Baustoffe und Anstriche in grellen Farben und glänzenden Oberflächen sind an Gebäudeaußenflächen 
unzulässig.

15 Einfriedungen 
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO)190

15.1Einfriedungen zur öffentlichen Verkehrsfläche im Bereich der Zufahrten, Stauräume, Zugänge und der 0,50 m 
Pflanzstreifen vor den Garagen sind unzulässig.

15.2Einfriedungen zur öffentlichen Verkehrsfläche in den übrigen Bereichen sind nur zulässig als:
- Hecken aus standorttypischen Gehölzen (siehe Artenliste in der Begründung),
- Metallzäune ohne durchlaufenden Sockel,
- Zäune mit vertikaler Lattung ohne durchlaufenden Sockel
jeweils mit einer maximalen Höhe von 1,00 m über der Oberkante der angrenzenden Verkehrsfläche.

15.3Einfriedungen zu Nachbargrundstücken und zur offenen Landschaft sind nur zulässig als:
- Hecken aus standorttypischen Gehölzen (siehe Artenliste in der Begründung),
- Metallzäune ohne durchlaufenden Sockel,
- Maschendrahtzäune ohne durchlaufenden Sockel,
- Holzzäune ohne durchlaufenden Sockel,
jeweils mit einer maximalen Höhe von 1,50 m über dem natürlichen Gelände.

16 Aufschüttungen, Abgrabungen, Stützmauern
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO)

16.1Das Gelände im Plangebiet ist möglichst nicht zu verändern. Geländeaufschüttungen oder -abgrabungen sind 
bis zu einer maximalen Höhe von 1,00 m im Verhältnis zum vorhandenen Gelände zulässig.
Sie sind durch Böschungen abzufangen und zu bepflanzen.

16.2Stützmauern sind in diesen Bereichen bis maximal 1,00 m zulässig. Sie sind aus Natursteinen herzustellen.
16.3 Die Übergänge an Straße und Grundstücksgrenzen sind dem natürlichen Geländeverlauf anzupassen.

17 Passive Immissionsschutzmaßnahmen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 6 BauGB)

17.1In den mit einem F gekennzeichneten Baufenstern an der Buckenhofer Straße sind als passive 
Lärmschutzmaßnahmen die Wohn- bzw. Aufenthaltsräume der Gebäude auf die lärmabgewandte Seite zu 
legen, bzw. diese Räume müssen mindestens eine Lüftungsmöglichkeit zur lärmabgewandten Seite 
aufweisen. Ist eine solche Lüftungsmöglichkeit nicht gegeben, müssen in diesen Räumen Schallschutzfenster 
mindestens der Klasse 2 und zusätzlich schallgedämmte Lüftungsanlagen (Schalldämmlüfter) eingebaut 
werden.

17.2In den mit einem F gekennzeichneten Gebäuden sind die der Buckenhofer Straße zugewandten Fassaden 
lärmabsorbierend auszugestalten.

17.3In den im Planblatt mit einem S 1 gekennzeichneten Baufenstern dürfen keine Immissionspunke an den den 
Sportanlagen zugewandten Seiten der Wohngebäude (Fassadenrichtungen Westen bis Norden) errichtet 
werden. Dafür sind sämtliche zu öffnenden Fassadenöffnungen zu Wohn- und Aufenthaltsräumen oder zu mit 
diesen verbundenen Räumen (z.B. Flure, Dielen oder Treppenbereiche innerhalb von Wohnungen) auf die 
lärmabgewandten Seiten (Richtungen Nordosten bis Südwesten) zu legen. An den lärmzugewandten 
Gebäudeseiten dürfen Fassadenöffnungen zu Wohn- und Aufenthaltsräumen oder zu mit diesen 
verbundenen Räumen nur zu Belichtungszwecken (mit Festverglasung) eingebaut werden.

4 Lärmimmissionen
An vier Tagen im Jahr ist vom angrenzenden Festplatz aufgrund der stattfindenden Kirchweih / Sonnwendfeier 
mit erhöhten Geräuschimmissionen im Plangebiet zu rechnen. Aus diesem Grund wurde eine 
Verwaltungsrichtlinie mit dem die Kirchweih durchführenden Verein zur örtlichen Brauchtumspflege e.V. 
erlassen. Diese ist Bestandteil der Begründung zum Bebauungsplan rechnen (siehe auch Pkt. 16.4 der 
textlichen Festsetzungen).
Vom westlich angrenzenden Sportplatz ist - hauptsächlich zu Zeiten von Punktspielen (Sonntags Mittags / 
Nachmittags) aufgrund von Schiedsrichterpfiffen und Zuschauerklatschen mit Lärm im westlichen Baugebiet zu 
rechnen (siehe auch Pkt. 16.3 der textlichen Festsetzungen).
Gemäß Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm vom 26. August 1998 (TA Lärm) gelten bei einem 
Betrieb von haustechnischen Anlagen (z.B. Klimageräte, Abluftführungen, Wärmepumpen) in der Summe 
folgende Immissionsrichtwerte für Lärm an betroffenen fremden Wohnräumen:

• Immissionsort im allgemeinen Wohngebiet:
tags (06.00-22.00): 55 dB(A)
nachts (22.00-06.00): 40 dB(A)

• Immissionsorte im Dorf- und Mischgebiet:
tags (06.00-22.00): 60 dB(A)
nachts (22.00-06.00): 45 dB(A)

Der Nachweis über die Einhaltung der genannten Immissionsrichtwerte obliegt den jeweiligen Betreibern. Im 
Bedarfsfall kann hierzu die Vorlage eines Nachweises angeordnet werden. Es gelten die Regelungen der TA 
Lärm.

5 Bodendenkmäler
Alle Beobachtungen und Funde (z.B. Bodenverfärbungen, Holzreste, Mauern, Metallgegenstände, Steingeräte, 
Scherben und Knochen) müssen unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde (Landratsamt 
Erlangen-Höchstadt) oder direkt dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege mitgeteilt werden.

6 Leitungsschutz- bzw. Baumschutzabstände
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und 
Entsorgungsanlagen“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 1989 zu 
beachten.
Bei der Durchführung der Baumpflanzungen ist ein Mindestabstand von 2,50 m zu Leitungen / 
Fernmeldeanlagen zu beachten. Bei der Verlegung von Leitungen ist der gleiche Abstand zu Bäumen 
einzuhalten.
Sollten diese Mindestabstände im Einzelfall unterschritten werden, sind entsprechende Schutzmaßnahmen 
vorzusehen. Die hierdurch entstehenden Kosten sind vom Veranlasser zu übernehmen.
Bei Pflanzung von Bäumen ist ein Mindestabstand von 4,00 m zu landwirtschaftlichen Flächen einzuhalten.

7 Freiflächengestaltungsplan
Zum Bauantrag / Antrag auf Genehmigungsfreistellung ist vom Bauherrn ein Freiflächengestaltungsplan mit 
den Unterlagen einzureichen. In diesem sind – neben den geforderten grünordnerischen Maßnahmen auf dem 
Grundstück die Lage sämtlicher baulichen Anlagen im vorhandenen natürlichen Gelände sowie die geplanten 
Geländeveränderungen (Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern) darzustellen.
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